
Beschluss 
vom 3. Dezember 1991 

zur Anpassung der kantonalen Gesetzgebung an das Gesetz 
über die Organisation des Verwaltungsgerichts (VGOG) 

und an das Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (VRG) 

Der Staatsrat des Kantons Freiburg 

gestützt: 

auf das Gesetz vom 24. April 1990 über die Organisation des Verwal­
tungsgerichts (VGOG): 

auf das Gesetz vom 23. Mai 1991 über die Verwaltungsrechtspflege 
(VRG): 

auf das Gesetz vom 25. September 1991 zur Anpassung der kantonalen 
Gesetzgebung an das Gesetz über die Organisation des Verwaltungsge­
richts (VGOG) und an das Gesctz über die Verwaltungsrechtspflege 
(VRG): 

auf Antrag der Justiz-, Polizei- und Militardirektion, 

beschliesst: 

Artikel I. Der Bcschluss vom 13. Oktober 1987 über die Gebühren im 
Bereich der Fremdenpolizei (SGF 114.22.16) wird wie folgt geandert: 

Art. 7 

Die oben aufgeführten Gebühren konnen gemass der bundesratli­
chen Verordnung und dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege ermassigt oder erlassen werden. 

Art. 2. Der Beschluss vom 28. Dezember 1982 zum Vollzug des Bun­
desratsbeschlusses vom 24. Februar 1948 betreffend politisehe Reden von 
Auslandern (SGF 114.22.41) wird wie folgt geandert: 

Art. 4 

Die in Anwendung dieses Besehlusses getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsreehts­
pflege anfechtbar. 
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Asyl Art. 3. Der Ausführungsbeschluss vom 8. Juli 1988 zum Asylgesetz des 
Bundcs (SGF 114.23.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 21. Grundsat::: 

Die in Anwendung dieses Beschlusses gctroffenen Entscheide sind, 
unter Vorbehalt der Artikel 22 und 23, mit Beschwerde gemass dem 
Gesctz über die Verwaltungsrechtspflege anfechtbar. 

Art. 22. Entscheide cines Hi(fs11wks 

Gegen Entschcide der vom Staatsrat beauftragten Hilfswerke muss 
vorgangig bei der Sozialfürsorgedirektion Einsprache erhoben wer­
dcn. 

Art. 23. En/scheide des Arbeitsamtes 

Gcgcn Entschcide des Arbeitsamtes kann beim Staatsrat ais lctzter 
kantonaler lnstanz Beschwerde gcführt wcrden (Art. 4 des Ausfüh­
rungsgesetzes vom 17. November 1933 zum Bundesgesetz über 
Aufenthalt und Niederlassung der Auslander). 

Passe und Art. 4. Der Beschluss vom 30. August 1977 betreffend die Passe und 
Iden1i1a1skar1cn ldentitatskarten (SG F 114.3.21) wird wie folgt geandert: 

Bürgerliche 
Rechte 

Staatspersonal 

Art. 9 

1 Die in Anwcndungdiescs Beschlussesgetroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gcsetz über die Vcrwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

1 Gegen die Entscheide des Obcramtmanns mussjcdoch vorgangig 
bei der Justiz-, Polizei- und Militardirektion Beschwerde erhoben 
werden. 

Art. 5. Das Ausführungsreglement vom 13. Juli 1976 zum Gesetz vom 
18. Februar 1976 über die Ausübung der bürgerlichen Rech te (SGF 115.11) 
wird wie folgt geandert: 

Art. 14 

(betrUTi nur den _{i-an:::ôsischen Text) 

Art. 6. Das Reglement vom 10. Juli 1985 für das Staatspersonal (StPR) 
(SGF 122. 70.11) wird wie folgt geandert: 
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Art. 9 Abs. l 

1 Das Personalamt gibt vor jedem Entscheid, den der Staatsrat, das 
Kantonsgericht oder das Verwaltungsgericht bezüglich eines Mit­
arbeiters zu treffen haben, seine Stellungnahme ab. 



Art. 17. c) Kantonsg<'l"icht und VC'rwaltungsgl'richt 

Das Kantonsgericht und das Verwaltungsgericht sind die Anstel­
lungsbehorden für das Persona) ihrer Gerichtsschreibereien. 

Art. 21 Abs. 2 

" Bewerbungen für Stellen der Anstalten, des Kantonsgerichts und 
des Verwaltungsgerichts sind direkt an die Anstellungsbehorde zu 
richten. 

Art. 38 Abs. 2 

"Das Kantonsgericht und das Verwaltungsgericht nehmen die 
Ernennung des Personals ihrer Gerichtsschreibereien gestützt auf 
die Stellungnahme des Personalamtes vor. 

Überschrift des X. Kapitels und des 2. Zwischentitels des X. Kapi­
tels und Art. 149-152 

Der . l usdruck « Besch,verdl'(n) » wird durch « A ufsichtsbl'sch wl'r­
dc(n)" erset:::t. 

Art. 160 Abs. 2 

" Die Disziplinarverfügungen und die diesbezüglichen Beschwer­
decntscheide sind dem Personalamt mitzuteilen. 

Art. 7. Der Beschluss vom 25. Januar 1977 betreffend die Festsetzung 
der Vorsorgebedingungen für Personen, die im Dienste von Anstalten 
stehen, die mit dem Staal vcrbunden sind (SGF 122.73.15) wird wie folgt 
geandcrt: 

Art. 6 Abs. 3 

1 Gegen den Entscheid der Verwaltung kann innert dreissig Tagen 
beim Vorstand der Kasse Einsprache erhoben werden. 

Art. 8. Der Beschluss vom 5. April 1988 über die Vorarchivierung der 
Schriftstücke des Staates und deren Ablicferung an das Staatsarchiv (SGF 
122.97.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 4. V<'l"antwortlichkeit 

Die Direktionen, die Staatskanzlei, das Kantonsgericht und das 
Verwaltungsgericht sorgen für die Vorarchivierung der Schrift­
stücke der Organe, Dienste und Anstalten, notigenfalls in Zusam­
menarbeit mit dem Staatsarchiv. 
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Parkpla1zc 

Art. 6. Ablilfl'J"ung an das Staatsarchil' 
a) Grundsat::. 

1 Haben die vorarchivierten Schriftstücke offensichtlich keinen 
praktischen Nutzen mehr und sind allfallige durch besondere Vor­
schriften festgesetzte Autbewahrungsfristen verstrichen. so richten 
sich die betroffenen Organe, Dienste und Anstalten an die Direk­
tion. der sie angegliedert sind. Die Dienste der Staatskanzlei und 
das Sekretariat des Grossen Rates wenden sich an die Staatskanzlei. 
die Organe und Dienste der richterlichen Gewalt an das Kantons­
gericht; die Verwaltungsjustizbehôrden. die un ter der Aufsicht des 
Verwaltungsgerichts stehen, wenden sich an dieses. 

2 Die Direktion. die Staatskanzlei, das Kantonsgericht oder das 
Verwaltungsgericht entscheidet. ob das Organ, der Dienst oder die 
Anstalt die fraglichen Schriftstücke abtreten kann. 

J Trifft dies zu. so gelangt die Direktion, die Staatskanzlei, das 
Kantonsgericht odcr das Verwaltungsgericht an das Staatsarchiv. 
Diescs entscheidet über die Archivierung der Schriftstücke oder, 
nach Einholen der Meinung der gesuchstellenden Behôrde. über 
dcrcn Vernichtung. 

Art. 7 Bst. f, g und i 

[Die Staatskanzlei licfert dem Staatsarchiv cin Exemplar der fol­
genden Publikationen bei ihrem Erscheinen ab:] 

f) desjahrlichen Berichts des Kantonsgerichts und desjenigen des 
Verwaltungsgerichts; 

g) der Publikation mit den wichtigsten Urteilen des Kantonsge-
richts und des Verwaltungsgerichts; 

i) (aufgehoben) 

Art. 9 Abs. 2 

2 Das Kantonsgericht erlasst Richtlinien für die Organe der rich­
terlichen Gewalt. Das Verwaltungsgericht tut dasselbe für die Ver­
waltungsjustizbehôrden, die unter seiner Aufsicht stehen. 

Art. 9. Der Beschluss vom 12. Juli 1991 über die Zuteilung und die 
Verwaltung von Parkplatzen für Personenwagen (ABI 1991 Nr. 30) wird 
wie folgt geandert: 

770 

Art. 10 Abs. 2 

2 Gegen den Einspracheentscheid kann beim Staatsrat Beschwerde 
erhoben werden. 



Art. 10. Der Tarif der Verwaltungsgcbührcn vom 9. Januar 1968 (SGF Verwaltungs-
126.21) wird wie folgt geandert: gebühren 

Art. 2, 2. Satz 

... Dicsc Behorden konnen die Gebühren in den Fallen, die im 
Gesetz über die Verwaltungsrechtsptlege vorgcsehen sind, ermas­
sigen oder erlassen. 

Art. 4 

Vom Gesuchsteller kann nach Massgabe des Gesetzes über die 
Verwaltungsrcchtspflege cin Kostenvorschuss verlangt werden. 

Art. 11. Der Beschluss vom 8. Weinmonat (Oktober) 1832 betretTend 
die Festsetzung des Rangs der untcrgcordnetcn Behorden bei den otTent­
lichen Fcierlichkeiten (SGF 129.3.21) wird wie folgt geandert: 

Art. 2 

ln der Stadt Freiburg nimmt der Staatsanwalt den Rang unmittel­
bar nach dem Kantonsgericht und dem Verwaltungsgericht ein. 

Art. 12. Der Beschluss vom 8. J uli 1986 über die Ausweise für Magi-
straten und Bearn te des Staates (SGF 129.4.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 4 Bst. g 

[Den Ausweis erhalten von Amtes wegen:] 

g) die Richter und Gerichtsschreiber des Kantonsgerichts und des 
Verwaltungsgerichts; 

Art. 13. Der Tarif der Gerichtskosten in Strafsachen vom 12. Dezem-
bcr 1969 (SGF 135.61) wird wie folgt geandert: 

Art. 7 

Die Richtigkeit der Strafkostenliste und ihre Übereinstimmung mit 
dem Tarif konnen nach den Bestimmungen der Strafprozessord­
nung bestritten werden. 

Art. 14. Das Reglement vom 13. Dezember 1977 über die Praktika und 
die Examen für den Anwaltsberufund das Notariat (SGF 137.12) wird wie 
folgt geandert: 

Art. 18 Abs. 2 

2 Zudem muss ein Mitglied oder der Sekretar der Kommission in 
den übrigen Fallen, die im Gesetz über die Verwaltungsrechtsptlege 
vorgesehen sind, in den Ausstand treten. 

Art. 21 

(aufgehoben) 
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Art. 15. DerTarifvom 19. Dezember 1972 betreffend die Gebühren des 
kanlonalen Amies für Zivilstandswesen (SGF 211.2.16) wird wie folgl 
geanderl: 

Art. 2 

Ein Kostenvorschuss kann in den Fallen verlangt werden, die im 
Gesetz über die Verwaltungsrechlsptlege vorgesehen sind. 

Art. 16. Die Verordnung vom 1. Dezember 1944 betreffend die Auf­
sichl über die privatrechtlichen Sliflungen (SGF 211.5.11) wird wie folgt 
geander1: 

Art. 5 

Die Stiftungen stehen un Ier der Aufsicht derjenigen Behorden. die 
durch Arlikel 31 Absatze I und 2 des Einführungsgesetzes zum 
Schweizerischen Zivilgesetzbuch bezeichnet werden. 

Art. 7 

(aufgehoben) 

Art. 11 

Die Verfügungen der Aufsichlsbehorden sind unter Vorbehalt von 
Artikel 31 Absatz 2 des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen 
Zivilgesetzbuch mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Ver­
waltungsrechtsptlege anfechtbar. 

Art. 17. Der Beschluss vom 18. Dezember 1990 über die Eintreibung 
der U nterhaltsforderungen und die Ausrichtung von Vorschüssen für den 
Unterhalt der Kinder (SGF 212.3.72) wird wie folgt geandert: 

Art. 9 

Die in Anwendung dieses Beschlusses getroffenen Entscheide sind 
mil Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
ptlege anfechtbar. 

Art. 18. Der Beschluss vom 16. August 1989 über die Aufnahme von 
Ptlegekindern (SG F 212.3.85) wird wie folgl geandert: 
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Art. 6. Bcschwerd<' (Art. 27 BR V) 

Verfügungen, die in Anwendung von Artikel 86 EGZGB getroffen 
wurden, sind mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwal­
tungsrechtspflege anfechtbar. 



Art. 19. Der Ausführungsbeschluss vom 23. Oktober 1989 zum Bun­
desbeschluss über eine Sperrfrist für die Verausserung nichtlandwirt­
schaftlicher Grundstücke und die Verôffentlichung von Eigentumsüber­
tragungen von Grundstücken (SGF 214.10.31) wird wie folgt geandert: 

Art. 2 

Gegen die Entscheide der Kommission kann beim Verwaltungsge­
richt Bcschwerde geführt wcrden. 

Art. 20. Die Ausführungsverordnung vom 8. Januar und 2. Marz 1954 
bctreffend das Einführungsgcsetz vom 25. Novcmber 1952 zum Bundes­
gesetz vom 12. Juni 1951 über die Erhaltung des bauerlichen Grundbesit­
zes (SGF 214.2.11) wird wic folgt geandert: 

Art. 13 

(aufgehoben) 

Art. 14 Abs. 2 

'Beschwerden. die in die Zustandigkeit der Behôrde für Grund­
stückverkehr fallen. müsscn cbcnfalls in zwci Exemplaren einge­
reicht werden. 

Art. 14 Abs. 3 

Der .lusdruck «des Rekurses» wird durch «der Beschwerdc» er­
se/:::/. 

Art. 16 Abs. 2 

Der . lusdmck « Rekursrecht >> 11·ird durch « Besch1verderccht » er­
se/:::/. 

Art. 16. Abs. 3 und 4 und Art. 17 

(aufgehoben) 

III. Kapitel (Art. 18-20) 

(aufgehoben) 

Art. 21 Abs. 1 Bst. d 

Der .lusdruck «Rekurs» 11·ird durch «Besclrn·erde» erset:::t. 

Art. 21 Abs. 1 Bst. e und Abs. 2 und Art. 22 

(aufgehoben) 
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Art. 21. Die Ausführungsverordnung vorn 31. Oktober 1969 zu den 
Artikeln I und 2 des Einführungsgesetzes vorn 25. November 1952 zurn 
Bundesgesetz vorn 12. Juni 1951 über die Erhaltung des bauerlichen 
Grundbesitzes (SGF 214.2.12) wird wie folgt geandert: 

Art. 4 

(aufgehoben) 

Art. 22. Der Beschluss vorn 30. Juli 1948 zur Einführung des Bundes­
gesetzes vorn 12. Dezernber 1940 über die Entschuldung landwirtschaftli­
cher Heirnwesen (SGF 214.2.41) wird wie folgt geandert: 
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Art. 1 Abs. 3 

(aufgehoben) 

Art. 2, Randtitel 

Der . l usdruck « Rckursinstan:::: » 11·ird durch « Bcschll'erdcinstan:::: » 
C/'SC/::::1. 

Art. 2 Abs. 1 

1 Gegen die Entscheide des Grundbuchverwalters und des Sekreta­
riats der landwirtschaftlichen Entschuldungskasse ist die Be­
schwerde an die kantonale Behorde für Grundstückverkehr zulas­
sig: diese entscheidet endgültig (Art. 3 Abs. 1, 7 Abs. 1 und 86 Abs. 3 
BG). 

Art. 3 Abs. 2 und 3 

Die. lusdrückc « Rckurse» und« Rekursinstan::::» 11°ffdcn durch « Bc­
sch11·erden » h::::11·. «Bcschll'erdeinstan::::» erse/:::/. 

Art. 3 Abs. 4 

~ lm übrigen richtet sich das Yerfahren nach dern Gesetz über die 
Yerwaltungsrechtspflege: die besondercn Bestirnrnungen des Bun­
desrechts blciben vorbehalten. 

Art. 4 Abs. 1 Ziff. 5 

Der . l usdruck « Rekursentschcid » 1rird durch « Bcsch1l'erdeent­
scheid" erset::::t. 

Art. 4a (neu). Crbcrgangsrl'Cht 

Die Artikel 107-110 des Gesctzes vorn 25. Septernber 1991 zur 
Anpassung der kantonalen Gesetzgebung an das Gesetz über die 
Organisation des Yerwaltungsgerichts (VGOG) und an das Gesetz 
über die Yerwaltungsrechtspflege (YRG) sind anwendbar auf die 
Beschwerden, für die bisher die Rekurskornrnission für landwirt­
schaftliche Schatzungen zustandig war. 



Art. 23. Das Ausführungsreglement vom 9. Dezember 1986 zum Ge- Grundbuch 

setz über das Grundbuch (SGF 214.5.11) wird wie folgt geiindert: 

Art. 10-13 

(aufgehoben) 

Art. 24. Das Ausführungsreglement vom 20. Dezember 1988 zum Kataster­

Gesetz über die Katastervermessung (SGF 214.6.11) wird wie folgt geiin- verrnessung 

dert: 

Art. 11 Abs. 2 

'Die Gebühr, die für die Verfahrenskosten geschuldet wird, darf 
3000 Franken nicht übersteigen. 

Art. 12 

(aufgehoben) 

Art. 52 Abs. 1 

1 Die Rekurskommission für neue Parzellarvermessungen kann in 
den Fallen, die im Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege vorge­
sehen sind. einen Kostenvorschuss verlangen. 

Art. 72. f) Einsprachen und Beschil'erden (Art. 91 KVG) 

Einspraehen und Beschwerden, welche die Festlegung des Steuer­
wcrtes betreffen, sind der Steuerverwaltung zur Stellungnahme zu 
unterbreiten. 

Art. 25. Der Tarif vom 4. Februar 1974 betreffend die Honorare der 
patentiertcn lngenieur-Geometer des Kantons Frciburg für die Nachfüh­
rung der Grundbuchvermessungen infolge Grenziinderungen (SGF 
214.6.56) wird wie folgt gciindert: 

Kapitel IV (Art. 13 und 14) 

(aufgehoben) 

Art. 26. Der Beschluss vom 21. Mai 1940 betrcffend die Vermittlung 
von landwirtschaftlichen Liegenschaften (SGF 222.6.21) wird wic folgt 
geiindert: 

Art. 23. Beschwerde 

Die Entscheide der Kommission für landwirtschaftlichen Grund­
stückverkehr. welche die Miiklerkonzession betreffen. kônnen 
beim Verwaltungsgericht mit Beschwerde angefochten werdcn. 
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Art. 36 Abs. 2 

' Die Entscheide der Kommission für landwirtschaftlichen Grund­
stückverkehr sind beim Verwaltungsgericht mit Beschwerde an­
fechtbar. 

Art. 27. Der Ausführungsbeschluss vom 23. April 1991 zur Gesetzge­
bung des Bundes über Ausverkaufe und ahnliche Veranstaltungen (SGF 
232.12) wird wie folgt geandert: 

Art. 12. Rcchtsmil/cl 

Die in Anwendung dieses Beschlusses getrolTenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

Art. 13 

(aufgehoben) 

Art. 28. Der Beschluss vom 17. Dezember 1985 über das Strafregister 
und die kantonale Strafkontrolle (SGF 33.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 12 Abs. 2 

' Die Gebühren konnen in den Fallen, die im Gesetz über die 
Verwaltungsrechtspflege vorgesehen sind, ermassigt oder erlassen 
werden. 

Art. 29. Das Reglement vom 11. Juli 1986 betrelTend den tageweisen 
Strafvollzug und den Vollzug in Form der Halbgefangenschaft (SGF 
340.21) wird wie folgt geandert: 

Art. 16 

(aufgehoben) 

Art. 30. Das Reglement vom 15. September 1975 betreffend die Gefan­
genen und Verwahrten der Anstalten von Bellechasse (SGF 341.1.12) wird 
wie folgt geandert: 
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Art. 10-12 

Die . l usdrückc « Bcsc/1\\'erderecht », « Beschwerde(n) >>, « Klager » 
und «Bcklagtcn» 11·crclcn durch «.·lt((~·ichtsbcsch1l'crderccht», «AuF 
sichtsbcschll'crdc(n) », « BcschH·erdefiihrer » b:::w « Bcschl1'erdcgeg­
ner» crset:::t. 

Art. 13. c) Beschwcrderccht 

Jeder Gefangene oder Verwahrte, der durch einen Entscheid des 
Direktors berührt ist, kann beim Polizeidepartement Beschwerde 
erheben (Art. 8a des Organisationsgesetzes der Anstalten von Bel­
lechasse). 



Art. 31. Das Ausführungsreglement vom 16. Dezember 1986 zum 
Schulgesetz (RSchG) (SGF 411.0.11) wird wie folgt geandert: 

Ilia. Entscheide über die Organisation und den Betrieb der 
Schulen und des Unterrichts (Art. 118 Abs. 2 SchG) 

Art. 106a (neu) 

Entscheide über die Organisation und den Be1rieb der Schulen und 
des U nterrichts sind: 

a) die Anerkennung eines Schülertransports (Art. 6 Abs. 2 SchG 
und Ar!. 5-11 RSchG): 

b) die Bewilligung des Unterrichts durch zwei Lehrer in einer 
Klasse (Ar!. 15 Abs. 3 und 17 Abs. 2 RSchG): 

c) die Gewahrung einer padagogischen Unterstützung des Primar­
lehrers (Art. 19 RSchG): 

d) die Schaffung von zwei Abteilungen und von Unterrichtsgrup­
pen in einer Orientierungsschule (Ar!. 21 RSchG): 

e) die Gewahrung der Unterstützung durch einen Klein- und 
Werkklassenlehrer in einer ordentlichen Klasse (Ar!. 19 Abs. 4 
SchG und 26 RSchG): 

t) die Organisation des Schuljahres (Ar!. 27-31 RSchG ): 

g) die Festlegung des Schulkalenders (Ar!. 22 und 23 SchG): 

h) die Gewahrung eines Urlaubes an eine Klasse oder an eine 
Schule (Ar!. 32 RSchG): 

i) die Errichtung, die Zusammenlegung, die Teilung und die Auf­
hcbung von Klassen (Ar!. 29 Abs. 1 und 3 SchG): 

j) die Ermachtigung, für die Schaffung und die Führung einer 
Orientierungsschule eine Gemeindeübereinkunft abzuschlies­
sen und die Genehmigung dieser Yereinbarung (Ar!. 72 Abs. 3 
SchG): 

k) die Ancrkcnnung der schulpsychologischen, logopadischen und 
psychomotorischen Dienstc (Ar!. 100 RSchG). 

Art. 107, Randtitel und Abs. 2 

Zustandige Behôrden 

' Das Departement ist zustandig für die Beurteilung einer Be­
schwerde gegen den Entscheid, der die Aufsichtsbeschwerde ais 
unzulassig erklart oder abweist oder dem Beschwerdeführer Yer­
fahrcnskostcn auferlegl. 
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Art. 32. Das Reglement vom 10. Juli 1987 für die Schüler der kanto-
nalcn Kollegien (SGF 412.1.13) wird wie folgt geandert: 

Überschrift des IX. Abschnitts 

Rechtsmittel 

Art. 26 und 28 Abs. 1, Einleitungssatz 

Der .lusdruck «Einspruch» wird durch «Einsprache» erse/:::/. 

Art. 27 Abs. 2, 28 Abs. 2, 2. Satz, und 29 

(aufgehoben) 

Art. 33. Das Reglcment vom 28. Mai 1990 über die Maturitatsprüfun-
gcn (SGF 412.1.31) wird wie folgt geandcrt: 

Art. 40 

Gegen den ncuen Entscheid der Prüfungskommission kann innert 
zehn Tagen bei der Direktion Beschwerde erhoben werden. Die 
Dircktion entscheidet unter Vorbehalt der Beschwerde an <las Ver­
waltungsgericht. 

Art. 34. Das Reglement des Kantonalen Lehrerseminars vom 26. Juni 
1990 (SGF 412.2.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 33 Abs. 2 

(aufgehobcn) 

Art. 35. Das Reglement vom 10. Juli 1987 über das Handelsdiplom 
(SGF 412.3.11) wird wie folgt geandert: 
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Überschrift des VII. Abschnitts 

Rechtsmittel 

Art. 35 

Gegen den neucn Entscheid der Prüfungskommission kann inner­
halb von zehn Tagen bci der Direktion Beschwerde erhoben wer­
den. Die Direktion entscheidet un ter Vorbehalt der Beschwerde an 
das Verwaltungsgericht. 



Art. 36. Das Reglement vom 17. Januar 1989 über <las Mittelschuldi- Diplom 

plom der Kantonalen Diplommittelschule (SGF 412.4.22) wird wie folgt der KDMS 

geandert: 

Überschrift des VII. Abschnitts 

Rechtsmittel 

Art. 34. Bcschwerdc 

Gegen den neuen Entscheid der Prüfungskommission kann inner­
halb von zehn Tagen bei der Direktion Beschwerde erhoben wer­
den. Die Direktion entscheidet un ter Vorbehall der Beschwerde an 
<las Verwaltungsgerichl. 

Art. 37. Das Reglement vom 17. Januar 1989 für die Schüler der Kan­
tonalen Diplommittelschule (SGF 412.4.23) wird wie folgt geanderl: 

Überschrift des VIII. Abschnitts 

Rechtsmittel 

Art. 24 Abs. 2, 25 Abs. 2, 2. Satz, und 26 

(aufgehoben) 

Schüler 
der KDMS 

Art. 38. Das Reglement vom 26. Juni 1990 über die Lehrdiplome Kin- Lchrdiplomc 

dergarten, Primarschule sowie Handarbeits- und Hauswirtschaftsunter-
richl (SGF 415.1.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 39. Bcsch11·crde 

Gegen den neuen Entscheid der Prüfungskommission kann inner­
halb von zehn Tagen beim Erziehungsdepartement Beschwerde 
erhoben werden. Das Departemenl entscheidet un ter Vorbehalt der 
Beschwerde an das Verwaltungsgericht. 

Art. 39. Das Ausführungsreglement vom 23. August 1988 zum Einfüh- Bcrufsbildung 

rungsgesetz zum Bundesgesetz über die Berufsbildung (SGF 420.11) wird 
wie folgt geandert: 

Überschrift des Kapitels VI 

Einsprachen (Art. 39 Abs. 1 EGBB) 

Art. 57. folle 

1 Durch Einsprache beim Amt sind anfechtbar: 

a) innert zehn Tagen: die Entscheide der Direktion einer Schule, 
welche die Stellung eines Lehrlings beeintrachtigen oder beein­
lrachtigen kônnen; 

b) innert zehn Tagen: die Entscheide, welche die Ergebnisse der 
Zwischen- oder der Lehrabschlussprüfungen betreffen; 
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Bcrufsrcgistcr 

Konservato­
rium 

c) innert dreissig Tagen: die Jahresabrechnung der Kosten, die 
jede Gemeinde und die Arbeitgeber zu tragen haben; 

d) innert dreissig Tagen: die Entscheide der Lehraufsichtskom-
m1ss1onen. 

2 1st ein Entscheid, der die Stellung eines Lehrlings beeintrachtigt 
oder beeintrachtigen kann. von einem Lehrer getroffen worden. so 
ist er durch eine vorgangige Einsprache bei der Schuldirektion 
anfechtbar; die Frist betragt zehn Tage. 

Art. 58. Vc1:fàhrcn 

1 Die Einsprache enthalt eine kurze Darstellung des Sachverhalts. 
eine kurze Begründung und die Begehren. 

2 Die Behôrde fordert die Betroffenen auf. unverzüglich zur Ein­
sprache Stellung zu nehmen. 

1 Der Einspracheentscheid wird schriftlich mitgeteilt. Er wird kurz 
begründet. 

Art. 59-61 

(aufgehoben) 

Art. 40. Der Beschluss vom 4. November 1955 über das Berufsregister 
(SGF 420.31) wird wie folgt geandert: 

Art. 11 

1 Gegen jeden Entscheid über eine Eintragung, eine Wiedereintra­
gung oder cinc Streichung ist die Beschwerde an das Verwaltungs­
gericht zulassig. 

2 Die Berufsvcrbande des Berufszweiges sind ebenfalls beschwerde­
bercchtigt. 

Art. 12 

(aufgchobcn) 

Art. 41. Das Ausführungsreglement vom 12. September 1978 zum 
Gesctz vom 17. Mai 1978 über das Konservatorium (SGF 481.4.11) wird 
wic folgt geandcrt: 
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Art. 12 Abs. 2 und 13 Abs. 3 

(aufgehoben) 



Art. 42. Das Rcglcmcnt vom 26. Novcmber 1971 betreffend die Erhal­
tung der historischen Kunstdenkmaler und der ôffcntlichcn Bauten, den 
Schutz der archaologischen Zonen und die Bcitragsleistung an die Rcstau­
ricrung alter Gebaude (SGF 482.11) wird wie folgt gcandcrt: 

Art. 3 Bst. i 

i) Sic [die kantonalc Kommission für Dcnkmalpflege] ist in den 
Fa.lien. in denen ihr Gutachtcn erforderlich war, zur Be­
schwerde gcgen aile Entscheide der Oberamtmanner bcrechtigt. 
Diesc Entscheidc müsscn ihr von den Oberamtern mitgeteilt 
werden. 

Kunstdenk­
màler und 
archàologischc 
Zonen 

Art. 43. Das Rcglement vom 21. Dezcmbcr 1982 zum Gesetz zur Aus- Zivilschutz 

führung des Bundcsgesctzes über den Zivilschutz (ARZS) (SGF 52.11) 
wird wic folgt gcandcrt: 

Art. 21 Bst. b 

[Folgcnde arztlichc Kommissioncn wcrdcn zur Untersuchung der 
physischen und psychischen Tauglichkeit der Schutzdienstpflichti­
gen eingesetzt:] 

b) eine arztliche Korn mission (aufkantonalcr Ebenc), die Einspra­
chen gegen Entscheide der vorgenanntcn Korn mission (Art. 57 
Abs. 6 und 62 Abs. 2 ZSV) oder der Gemeinden (Art. 26) beur­
teilt. 

Art. 27 Abs. 1, Einleitungssatz und Bst. a 

(hetrifli nur den fran::::ôsischen Tex!) 

Art. 28 

(hetrf(li nur den ,li-an::::6sischen Tex!} 

Art. 31 Abs. 2, 1. Satz 

(betri[Ti nur den ,li-an::::ôsischen Tex/) 

Art. 44. Das Reglement vom 20. Dezember 1983 betreffend die Pen­
sionierung der Beamten der Kantonspolizei (SGF SS 1.0.23) wird wie folgt 
geandcrt: 

Art. 14. Beschwcrde 

1 Gcgcn die Entscheide der Verwaltung der Pensionskasse ist die 
Beschwerde an das Verwaltungsgericht zulassig. 

2 Der Artikel 66 des Gesetzes über das Dienstverhaltnis des Staats­
personals ist anwendbar. 
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Gebühren der 
Kantonspolizci 

Quellensteuer 

Direkte 
Bundessteuer 

Verrechnungs­
steuer 

Art. 45. Der Beschluss vom 22. Dezember 1987 über die Gebühren der 
Kantonspolizei (SGF 551.0.61) wird wie folgt geandert: 

Art. 12 Abs. 2 und 3 

' Wer eine dcrart erhobene Gebühr dem Grundsatz oder dem 
Betrag nach bestreitet, kann innert zehn Tagcn beim Kommandan­
ten Einsprache erhcben. 

J Gegcn den Einspracheentseheid kann beim Polizeidirektor Bc­
schwerdc erhoben werden. 

Art. 13. Ermdssigung und Erlass 

Die Gebühren kônnen vom Polizeidirektor von Amtes wegen oder 
auf Antrag ermassigt odcr erlasscn werden, und zwar in den Fa.lien, 
die im Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege vorgesehen sind. 

Art. 46. Der Beschluss vom 19. November 1990 über die Erhebung der 
Quellensteuer (SGF 631.32) wird wie folgt geandert: 

Art. 8, 2. Satz 

... Die Artikcl 107-110 StG sind sinngemass anwendbar. 

Art. 10 Abs. 2 

' Die BetrolTenen haben em Einsprache- und Beschwerderecht 
gemass StG. 

Art. 47. Der Beschluss vom 21. Dezember 1982 betreffend den Vollzug 
des Bundesratsbeschlusses vom 9. Dezember 1940 über die Erhebungeiner 
direkten Bundessteuer (BdBSt) (SGF 634.1.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 2 Abs. 3 

J Das Verwaltungsgericht ist Beschwerdeinstanz im Sinne von Arti­
kel 69 BdBSt. 

Art. 48. Der Beschluss vom 19. April 1983 über den Vollzug des Bun­
desgesetzes vom 13. Oktober 1965 über die Verrechnungssteuer (SGF 
634.2.11) wird wie folgt geandert: 
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Art. 7. IV Rcchtsmitte/ 
!. Grundsat:: 

1 Gegen den Rückerstattungsentscheid kann beim Amt schriftlich 
Einsprache erhoben werden (Art. 53 und 55 VStG). 

'Der Einspracheentscheid ist mit Beschwerde an das Verwaltungs­
gericht anfechtbar (Art. 54 und 55 VStG). 



Art. 8. 2. Vc1.fahrcn 

1 Das Yerfahren bestimmt sich nach der Gesetzgebung des Bundes 
oder, wenn der Rückerstattungsentscheid mit einer Yeranlagungs­
verfügung verbunden wurde (Art. 55 YStG ). durch die sinngemasse 
Anwendung der Rechtsmittelbestimmungen des Gesetzes über die 
Kantonssteuern (im folgenden: StG), mit Ausnahme derjenigen 
über die Gemeindebeschwerde. 

1 lm übrigen gilt das Gesetz über die Yerwaltungsrechtspflege. 

Art. 49. Der Beschluss vom 26. Juni 1979 betreffend die Anwendung Einregistric­

des Gesetzes vom 4. Mai 1934 über die Einregistrierungsgebühren (SGF rungsgebühren 

635.2.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 2 

1 Der Zinssatz fürdie in Artikel 36 GEG erwahnten Zinsen wird auf 
5 % festgesetzt. 

1 Derselbe Zinssatz gilt für die Rückerstattung nicht geschuldeter 
Gebühren. 

Art. 50. Der Beschluss vom 21. Dezember 1982 betreffend die Hunde- Hundesteucr 

steuer (SGF 635.5.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 15 

Gegen den Entscheid des Oberamtcs kann beim Yerwaltungsge­
richt Beschwerde erhoben werden. 

Art. 51. Das Ausführungsreglement vom 18. Dezember 1984 zum Raumplanung 

Raumplanungs- und Baugesctz vom 9. Mai 1983 (SGF 710.11) wird wie und Baupolizei 

folgt geandert: 

Art. 14 Abs. 2 

1 Gcgen den Entscheid über die Eintragung in das Inventar kann 
innert dreissig Tagen bei der Direktion für Erziehung und kulturelle 
Angelegenheiten Einsprache erhoben werden. 

Art. 18 Abs. 2 

1 Gegen den Entscheid der Direktion kann beim Yerwaltungsge­
richt Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerdeberechtigung 
bestimmt sich nach Artikel 176 des Gesetzes. 

Art. 94 Abs. 2, 2. Satz 

Dff Ausdruck «der Rekurs» wird durch «die Beschwerde» er­
se/::./. 
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Pilzschongebict 
Chanéaz 

Pi lzreserva 1 
Moosbodcn 

Naturschutz­
gebiet 
Pérolles-See 

Naturschutz­
gebiet 
Senseschluchl 

Art. 95 Abs. 1 

Der .·lusdruck « Rckurs_{i-ist » 11-ird durch « Bcsch11•crdcfris1 » er­
se/::/. 

Art. 95 Abs. 2 

2 Handelt es sich um eine Ausnahme, für die der Gemeinderat oder 
die Baudirektion zustandig ist, so kann gegen den Entscheid beim 
Oberamtmann beziehungsweise beim Verwaltungsgericht Be­
schwerde erhoben werden. 

Art. 100 Abs. 2 

Der :lusdruck «Rekurs» wird durch «Bcsch1l'('rdc» erse/::/. 

Art. 52. Der Beschluss vom 13. Februar 1989 über das Pilzschongebiet 
Chanéaz (SGF 721.1.52) wird wie folgt geandert: 

Art. 5 

Wer diesem Beschluss zuwiderhandelt, wird nach Artikel 199 des 
Raumplanungs- und Baugesetzes vom 9. Mai 1983 strafrechtlich 
verfolgt. 

Art. 53. Der Beschluss vom 13. Februar 1989 über das Pilzreservat 
Moosboden, Gemeinde Cerniat (SGF 721.1.53) wird wie folgt geandert: 

Art. 5 

Wer diesem Beschluss zuwiderhandelt, wird nach Artikel 199 des 
Raumplanungs- und Baugesetzes vom 9. Mai 1983 strafrechtlich 
verfolgt. 

Art. 54. Das Reglement vom 31. Mai 1983 betreffend das Naturschutz-
gebiet des Pérolles-Sees (SGF 721.2.31) wird wie folgt geandert: 

Art. 9, 1. Satz 

Wer diesem Reglement zuwiderhandelt, wird nach Artikel 199 des 
Raumplanungs- und Baugesetzes vom 9. Mai 1983 strafrechtlich 
verfolgt. 

Art. 55. Die Verordnung vom 30. September 1966 über das Natur-
schutzgebiet Senseschlucht (SGF 721.2.41) wird wie folgt geandert: 
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Art. 11 

Wer dieser Verordnung zuwiderhandelt, wird nach Artikel 199 des 
Raumplanungs- und Baugesetzes vom 9. Mai 1983 strafrechtlich 
verfolgt. 



Art. 56. Das Rcglcmcnt vom 11. Januar 1983 betrefTend das Natur-
schutzgcbict des Vanil Noir (SGF 721.2.51) wird wic folgt geandcrt: 

Art. 9, 1. Satz 

Wcr dicscm Rcglcmcnt zuwidcrhandelL wird nach Artikel 199 des 
Raumplanungs- und Baugesetzes vom 9. Mai 1983 strafrechtlich 
verfolgt. 

Art. 57. Das Reglement vom 12. Juli 1983 betrefTend den Natur- und 
Ortsbildschutz von Châbles. Cheyres und Font (SGF 721.2.81) wird wie 
folgt geandert: 

Art. 10, 1. Satz 

Wer diesem Reglement zuwiderhandelL wird nach Artikel 199 des 
Raumplanungs- und Baugesetzes vom 9. Mai 1983 strafrechtlich 
verfolgt. 

Naturschutz­
gcbict 
Van il-Noir 

Natur- und 
Ortsbildschutz 
von Châblcs. 
Chcyres und 
Font 

Art. 58. Die Verordnung vom 28. Dezember 1965 betrefTend die Feu- Feucrpolizci 

erpolizei und den Schutz gegen Elementarschaden (SG F 731.0.11) wird wie 
folgt geandert: 

Art. 433 

Die .lusdnïckc «Rekurse» und «der Rekurs» 1rerden durci, «Be­
scl11l'crde11» h::.1I'. «die Besch11·crde» crset::.t. 

Art. 450 

(aufgehoben) 

Art. 59. Der Beschluss vom 15. Januar 1991 über den Kaminfegertarif Kaminfcgcrtarif 

(SGF 731.1.46) wird wie folgt geandert: 

Art. 14. Beschwffde 

Die Beschwerde an den Oberamtmann gegen Rechnungen für die 
Kaminreinigung (Art. 32 Abs. 2 des Gesetzes betrefTend die Feuer­
polizei) bleibt vorbehalten. 

Art. 60. Die Ausführungsverordnung vom 14. November 1966 zum Gebaudc­

Gesetz vom 6. Mai 1965 über die Versicherung der Gebaude gegen Brand versicherung 

und andere Schaden (SGF 732.1.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 29. Bekanntgabe der Schat::.ung 

1 Der Prasident macht dem Eigentümerdie Mitteilunggemass Arti­
kel 36 Absatze 2 und 3 und orientiert ihn dabei über sein Recht. 
innert dreissig Tagen seit der Unterzeichnung des Protokolls oder 
seit der ErofTnung des Entscheides bei der Anstalt Einsprache zu 
erheben. 
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Trolloirs 

Verfahrens­
koslen im 
Enteignungs­
verfahren 

2 Der Prasident der Kommission übermittclt der Anstalt innert 48 
Stundcn ein Excmplar des Schatzungsprotokolls. 

Art. 31 und 32 

(aufgchoben) 

Art. 58. Mitteilung an den Eigentüml'/' 

Der Prasident der Kommission tcilt dem Eigentümcr die Schat­
zung mündlich oder, wenn diescr bei der Schatzung nicht zugegen 
waroder die Unterzeichnung des Protokolls verweigcrte, schriftlich 
mit und orienticrt ihn dabei über sein Recht, innert dreissig Tagen 
seit der Unterzeichnung des Protokolls oder seit der Eroffnung des 
Entscheidcs bci der Anstalt Einsprache zu erheben. 

Art. 59 

(aufgchoben) 

Art. 64 Abs. 2 

2 Sic [die Anstalt) orientiert ihn gleichzeitig über sein Recht, innert 
dreissig Tagen scit der Eroffnung des Entscheides bei der Anstalt 
Einsprache zu erheben. 

Art. 61. Der Bcschluss vom 1. Mai 1970 über die Anwendung der 
Bcstimmungcn des Strassengesetzes zum Bau der Trottoirs und deren 
Subvcntionicrung (SG F 741.42) wird wie folgt geandert: 

Art. li Abs. 4, 1. Satz 

~ Führt das Strassen- und Brückendepartement gleichzeitig mit 
dem Ausbau einer Kantonalstrasse auf Rechnung einer Gemeinde 
Trottoirs aus, so wird die Verteilung der bctreffenden Kosten in 
Prozenten zwischen Trottoirs und Fahrbahn vom Strassen- und 
Brückendepartement festgesetzt. ... 

Art. 62. Der Tarifvom 26. Februar 198S betreffend die Verfahrensko-
stcn im Enteignungsverfahren (SGF 76.16) wird wie folgt geandert: 
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Art. 1 Abs. 2 

2 Die Verfahrcnskosten im Verfahren vor der Baudirektion bestim­
men sich jedoch nach dem Tarif der Verwaltungsgebühren. 

Art. 6. Verwaltungsgericht 

Die Verfahrenskosten im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht 
bestimmen sich nach dem Tarif, der für die Verwaltungsjustizbe­
horden gilt. 



Art. 63. Der Tarif vom 26. Februar 1985 betreffend die Parteikosten im 
Enteignungsverfahren (SG F 76.17) wird wie folgt geandert: 

Art. 1 

Dieser Tarif regelt die Parteikosten im Enteignungsverfahren mit 
Ausnahme des Verfahrens vor der Baudirektion. 

Art. 64. Der Beschluss vom 29. August 1931 zur Ausführung des Bun­
desgesetzes vom 20. Juni 1930 über die Enteignung (SGF 76.61) wird wie 
folgt geandert: 

Art. 1 

Der Prasidenl der Enteignungskommission ist zustandig für die 
Festsetzung des Schadenersatzes für den in Artikel 15 des Bundes­
gesetzes über die Enteignung vorgesehenen Fall (Schaden aus vor­
bereitenden Handlungen). 

Art. 65. Der Beschluss vom 18. Marz 1986 betreffend die obligatorische 
Kontrolle gewisser Heizungs- und Warmwasseraufbereitungsanlagen 
(SGF 770.32) wird wie folgt geandert: 

Art. 11 Abs. 2-4 

1 lm übrigen sind die in Anwendung dieses Beschlusses getroffenen 
Entscheide mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwal­
tungsrechtsptlege anfechtbar. 

1 (aufgehoben) 

~ (aufgehoben) 

Art. 66. Die Vollzugsverordnung vom 12. Oktober 1917 zum Bundes­
gesetz über die Nutzbarmachung der Wasserkrafle (SGF 773.11) wird wie 
folgt geandert: 

Art. 16 Abs. 2 

1 Enthall das Bundesgesetz oder die Konzessionsurkunde nicht 
eine gegenteilige Bestimmung, so werden Streitigkeiten zwischen 
dem Konzessionar und der Konzessionsbehë>rde bezüglich der 
Rechte und Ptlichten, die aus der Konzession hervorgehen, vor das 
Verwaltungsgericht gebracht. 

Partcikostcn 
im Enteig­
nungsvcrfahrcn 

Enteignung 
nach Bundcs­
recht 

Heizungs-
und Warm­
wasserau1bc­
reitungsanlagcn 

Nutzbarma­
chung der 
Wasserkrafte 

Art. 67. Der Beschluss vom 5. Juni 1979 betreffend Rohrleitungsanla- Rohrleitungs­

gen zur Beforderung tlüssiger oder gasformiger Brenn- oder Treibstoffe, anlagen 

welche der eidgenë>ssischen Bewilligung nicht unterstellt sind (SGF 
775.2.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 2 Abs. Jbis 

1 bis Die Entscheide des Departements sind mit Beschwerde gemass 
dem Gesetz über die Verwaltungsrechtsptlege anfechtbar. 
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Korn mission 
für Admini­
strativmass­
nahmcn 
(AG/SVG) 

Benützung 
von Fahrzeugen 
ausserhalb 
der Strasscn 

Luftscilbahnen 
und Skiliftc 

Umweltge­
fàhrdende 
StolTe 

Art. 68. Das Reglemenl vom 24. Augusl 1982 belreffend die Kommis­
sion für Administrativmassnahmen und die kantonale Rekurskommis­
sion für Adminislralivmassnahmen im Strassenverkehr (SGF 781.12) 
wird wie folgl geanderl: 

Titel 

Reglemenl vom 24. August 1982 belreffend die Kommission für 
Administralivmassnahmen im S1rassenverkehr. 

Art. 8-17 und 19-25 

(aufgehoben) 

Art. 69. Der Beschluss vom 16. Augusl 1988 über die Benützung von 
Molorfahrzeugen ausserhalb der S1rassen (SGF 781.31) wird wie folgt 
geander1: 

Art. 16. Besch11'erde 

Die Enlscheide des Amles für S1rassenverkehr und Schiffahrl sind 
mil Beschwerde gemass den Bestimmungen des Gesetzes zur Aus­
führung der Bundesgeselzgebung über den S1rassenverkehr an­
fechlbar. 

Art. 70. Der Beschluss vom 9. Dezember 1980 belreffend das Verfah­
ren über die Erleilung von Bewilligungen für den Bau und den Be1rieb der 
Luflseilbahnen mil Personenbeforderung ohne Bundeskonzession und der 
Skilifle (SGF 784.22) wird wie folgl geanderl: 

Art. 6 Abs. 4 

(aufgehoben) 

Art. 9a (neu) 

Die in Anwendung dieses Beschlusses gelroffenen Entscheide sind 
mil Beschwerde gemass dem Gese1z über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

Art. 71. Der Ausführungsbeschluss vom I O. April 1990 zur S1offver-
ordnung des Bundesrales (SGF 810.13) wird wie folgt geandert: 
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Art. 5 

Die in Anwendung dieses Beschlusses getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechlbar. 



Art. 72. Der Beschluss vom 3. April 1973 betreffend die lnterventions­
kosten bei Katastrophen und Verunreinigungen durch Kohlenwasserstoffe 
oder andere verunreinigende Flüssigkeiten (SGF 810.42) wird wie folgt 
geandert: 

Art. 2 Abs. 2 

' Der Entscheid des Am tes ist mit Beschwerde gemass dem Gesetz 
über die V erwaltungsrechtspflege anfcchtbar. 

Art. 73. Der Beschluss vom 2. November 1982 über die Revision, die 
lnstandstellung und die Ausserbetriebsetzung von Anlagen für die Lage­
rung, den Umschlag und die Beforderung sowie die Herstellung, die Auf­
bereitung und die Verwertung von wassergefahrdenden Flüssigkeiten 
(SGF 812.12) wird wie folgt geandert: 

Art. 4 Abs. 1 

1 Wer die Gesetzmassigkeit einer von einem Revisionsunterneh­
men ergriffenen Massnahme. die Qualitat des gelieferten Materials 
oder der ausgeführten Arbeit sowie den in Rechnung gestellten 
Betrag bestreitet. muss innerhalb von 30 Tagen nach Erôffnung der 
Rechnung beim Amt Einsprachc erheben. Das Amt entscheidet 
über die Einsprachen. 

Art. 8 

Die aufgrund dieses Beschlusses gefallten Entscheide sind mit 
Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege 
anfcchtbar. 

"' Art. 74. Der Vollziehungsbeschluss vom 4. Juni 1973 zum Bundesge-
setz vom 21. Marz 1969 über den Verkehr mit Giften (Giftgesetz) (SGF 
818.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 5. Bcsch11·erde 

Die in Anwendung dieses Beschlusses getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

Interventions­
kosten bci 
Katastrophen 
und Verun­
rcinigungcn 

Anlagen für 
wassergcfahr­
dende Flüs­
sigkeitcn 

Verkchr mit 
Giftcn 

Art. 75. Die Ausführungsverordnung vom 16. Marz 1948 zum Sanitats- Sanitàtsgcsctz 

gesetz vom 6. Mai 1943 (SGF 821.0.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 62 Abs. 3 

(aufgehoben) 
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Verkehr mit 
Lebensmitteln 

Fleischschau 

Badeanstaltcn 

Art. 76. Der Ausführungsbeschluss vom 15. Januar 1965 zu den Bun­
desgesetzen und eidgenossischen Verordnungen über den Verkehr mit 
Lebensmitteln (SGF 821.30.11) wird wie folgt geandert: 

Überschrift des 5. Abschnitts 

Strafbestimmungen und Rechtsmittel 

Art. 33 Abs. 2 (neu) 

i (neu) lm übrigen sind die in Anwendung dieses Beschlusses 
getroffenen Entscheide mit Beschwerde gemass dem Gesetz über 
die Verwaltungsrechtspflege anfechtbar. 

Art. 77. Der Beschluss vom 11. Marz 1960 betreffend Ausführung der 
Eidgenossischen Fleischschauverordnung vom 11. Oktober 1957 (SGF 
821.31.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 12 Abs. 2 

(hetr((fi nur den .fi-an:::ôsischcn Tcxt) 

Art. 13 Abs. 1 

Die Ausdrücke « Beschwerde» und « Klage» werden durch «Auf­
sichtsheschwerde» erset:::t. 

Art. 13 Abs. 2 

(aufgehoben) 

Art. 13a (neu) 

Unter Vorbeh?llt der Artikel 11-13 sind die in Anwendung dieses 
Beschlusses getroffenen Entscheide mit Beschwerde gemass dem 
Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege anfechtbar. 

Art. 17 Abs. 2 und 26 Abs. 3 

(aufgehoben) 

Art. 27 

Der Kantonstierarzt ist die zustandige Behorde für den Entzug der 
Bercchtigung zum Bezug von Begleitscheinheften. 

Art. 78. Der Beschluss vom 26. Dezember 1973 betreffend Hygiene der 
Badeanstalten (Schwimmbader und Badegewasser) (SGF 821.41.24) wird 
wie folgt geandert: 
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Art. 9. Bcsclnrerde 

Die in Anwendung dieses Beschlusses getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 



Art. 79. Die Ausführungsverordnung vom 21. Dezember 1951 zum 
Gesctz vom 17. Mai 1951 betreffend Massnahmen gegen die Tuberkulose 
(SGF 821.41.51) wird wie folgt geanden: 

Art. 24 Abs. 1 

1 lm Einvernehmen mit der Liga und dem behandelnden Arzt trifft 
die Direktion aile Massnahmen, die zur Verhütung der Ausbrei­
tung der Tuberkulose durch die ansteckungsgefahrlichen Kranken 
notwendig sind. oder ordnet diese Massnahmen an. 

Überschrift des V. Kapitels 

Beschwerdcn 

Art. 47 

(aufgehoben) 

Art. 80. Der Beschluss vom 25. Janner (Januar) 1875 betreffend die 
Fricdhofpolizei (SGF 821.49.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 14 

Streitigkeiten. die im Zusammenhang mit diesem Beschluss zwi­
schen Gemeinden oder zwischen Gemeinden und Privaten entste­
hen. werden vom Oberamtmann entschieden. 

Art. 81. Der Beschluss vom 5. Herbstmonat (September) 1879 betref­
l'cnd Abanderung des Artikels 11 des Beschlusses vom 25. Janner (Januar) 
1875 über die Friedhofpolizei (SGF 821.49.12) wird wie folgt geandert: 

Art. 2 

Die Aufnahme und die Erlaubnis zur Beerdigung sowie die Beer­
digungsordnung auf den kraft der Artikcl 9 und 10 konzessionierten 
Friedhofen steht den Konzessionsinhabern zu. 

Art. 5 

Die Kreisbehorde entscheidet über die Einsprache un ter Vorbehalt 
der Beschwerdc. die im Gesetz über die Gemeinden vorgesehen 
ist. 

Art. 6 

Einsprache- und beschwerdeberechtigt sind nur die gesetzlichen 
Erben. wenn der Verstorbcnc mündig war. beziehungsweise der 
Vater. die Muller oder der Vormund. wenn der Verstorbene 
unmündig war. 

791 

Massnahmcn 
gcgen die 
Tuberkulosc 

Fricdhorpolizci 
(B. 1875) 

Friedhorpolizci 
(B. 1879) 



Psychia1rischc Art. 82. Die Allgcmcine Anstaltsordnung vom 3. Dczember 1965 für 
Klinik Marscns die Krankenanstalten von Marsens und Humilimont (SGF 822.2.11) wird 

Hilfe an 
Sonderheime 

Sliflung 
«Bellevue» 

Ausglcichskassc 
für Familicn­
zulagcn 

wie folgt geandert: 

Art. 13 

(aufgehoben) 

Art. 35 Abs. 3 

Strcichung des Sat::::tcils «mit Rekursrccht an die Ko111111ission 
inncrt ::::1ra11::::ig Tage11 ». 

Art. 35 Abs. 6, 3. Satz 

(aufgehoben) 

Art. 60 Abs. 3 

Strl'iclwng des Sat::::teils «mit Rckursrccht an die Ko111111issio11 
inncrt ::::iran::::ig Tagen ». 

Art. 60 Abs. 6, 3. Satz 

(aufgehoben) 

Art. 83. Das Ausführungsreglement vom 1. Dezember 1987 zum Ge­
setz vom 20. Mai 1986 für Hilfe an Sonderheime für Behinderte oder 
Schwererziehbare (SGF 834.1.21) wird wie folgt geandert: 

Art. 15. Entschcid des Sonderheims (Geset:::. Art. 13 Abs. I) 

Lehnt das Sonderheim eine Aufnahme ab. so musses seinen Ent­
scheid begründen und ihn der betreffenden Persan oder ihrem 
gesetzlichen Vertreter schriftlich und mit einer Rechtsmittelbeleh­
rung mitteilen. 

Art. 84. Der Beschluss vom 1. Mai 1990 über die Errichtung und die 
Organisation der ôffentlich-rechtlichen Stiftung «Bellevue» für psychisch 
und geistig behinderte Personcn (SGF 834.1.41) wird wie folgt gean­
dert: 

Art. 8 

Der Ausstand der Mitglieder und des Sekretars des Stiftungsrates 
bestimmt sich nach dem Gesetz über die Vcrwaltungsrechtspfle­
ge. 

Art. 85. Das Reglcmenl vom 24. August 1945 der kantonalen Aus­
glcichskassc für Familicnzulagen (SG F 836.12) wird wie folgt gcandert: 
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Art. 15 Abs. 2 und 17 

(aufgehobcn) 



Art. 86. Der Bcschluss vom 29. April 1950 betrcffend die Streitigkeiten Militarvcrsi­

bczüglich der Militarvcrsichcrung (SGF 840.2.72) wird wie folgt gean- chcrung 

dcrt: 

Art. 1. Zustandigkcit 

Das Vcrwaltungsgericht beurtcilt ais einzige kantonale Instanz 
Strcitigkeitcn auf dcm Gcbict der Militarversichcrung. 

Art. 2. 1 ·crfàhrcn 

Untcr Vorbchalt der Bcstimmungcn des Bundcsrcchts bestimmt 
sich das Vcrfahrcn nach dcm Gcsctz über die Vcrwaltungsrcchts­
ptlcgc. 

Art. 3-22 

(aufgchobcn) 

Art. 87. Die Organisations- und Verfahrensvorschriftcn vom 27. Marz 
1962 der kantonalcn lnvalidcnvcrsichcrungs-Kommission (SGF 841.2.12) 
wird wic folgt gcandcrt: 

Art. 6 

Der Ausstand der Mitgliedcr bcstimmt sich nach dem Gcsctz über 
die Vcrwaltungsrechtsptlcgc. 

lnvalidcnvcr­
sichcrungs­
Kommission 

Art. 88. Der Beschluss vom 3. Oktober 1983 bctreffcnd lnkraftsetzung Bcrunichc 

und Einführung des Bundesgcsctzcs vom 25. J uni 1982 über die berutliche Vorsorgc 

Allers-. Hinterlassenen- und lnvalidcnvorsorgc (BVG) (SGF 841.4.12) 
wird wie folgt gcandcrt: 

Art. 3a (neu) 

1 Das Vcrwaltungsgcricht beurteilt Strcitigkeiten im Sinnc von 
Artikel 73 BVG. 

'Untcr Vorbchalt der Bestimmungen des Bundcsrcchts bestimmt 
sich das Vcrfahren nach dem Gcsctz über die Vcrwaltungsrcchts­
ptlege. 

Art. 89. Das Reglcmcnt vom 17. Dezember 1965 der Schülerversiche- Schulcr-

rung des Kan tons Freiburg (SGF 842.1.41) wird wie folgt geandert: vcrsichcrung 

Art. 21 

(aufgchoben) 

Art. 66 Bst. b 

b) schlicsst sic [die Kantonalkommission] die Vereinbarungcn mit 
den Àrzten und Apothekern ab. erncnnt sic den Vcrtrauensarzt 
sowie ihre Vertreter in der paritatischen Kommission. gelangt 
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Schülerunfall­
versichcrung 

Arbeitsloscn­
versichcrung 

Bcrufsmassigc 
Motorfahr­
zcugführcr 

Hcimarbcit 

Dampfkessel 
und Dampf­
gefassc 

sie bei Streitigkeiten zwischen der Kasse und den Àrzten. Apo­
thekern. Spitalern. Yersicherten oder anderen Krankenkassen 
an das Schiedsgericht oder an das Ycrwaltungsgericht; 

Art. 92. Bcschu·crdc 

Gegen die Entscheide der Kasse ist die Beschwerde an das Yerwal­
tungsgericht zulassig. 

Art. 90. Das Ausführungsrcglement vom 17. September 1973 zum 
Gesetz vom 18. Novcmber 1971 betrelTend Errichtung einer Schülerun­
fallversicherung (SG F 842.2.41) wird wie folgt geandert: 

Art. 9 

(aufgehoben) 

Art. 33 

Gcgcn die Entscheide der Schülerversicherung ist die Beschwerde 
an das Ycrwallungsgericht zulassig. 

Art. 91. Das Reglement vom 6. Mai 1985 zum Ausführungsgcsetz vom 
18. September 1984 zum Bundesgesetz über die obligatorische Arbeitslo­
senversicherung und die lnsolvenzentschadigung (SGF 845.11) wird wie 
folgt geandert: 

Art. 15-25 

(aufgehoben) 

Art. 92. Der Ausführungsbeschluss vom 15. September 196 7 zur bun­
desratlichen Yerordnung vom 18. Januar 1966 über die Arbeits- und 
Ruhczci\ der berufsmassigen Motorfahrzeugführer (SGF 864.2.21) wird 
wie folgt geandert: 

Art. 3 

Die in Anwendung dieses Beschlusses getrolTenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Yerwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

Art. 93. Der Beschluss vom 22. Marz 1983 betreffend den Yollzug des 
Bundesgesetzes vom 20. Marz 1981 über die Heimarbeit (SGF 864.3.11) 
wird wie folgt geandert: 

Art. 3 

Die in Anwendung dieses Beschlusses getrofTenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gese\z über die Yerwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

Art. 94. Der Beschluss vom 16. November 1926 betrefTend Aufstellung 
und Betrieb von Dampfkesseln und Dampfgefassen in den Betrieben. die 
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nicht dem Bundesgesetz über die Kranken- und Unfallversicherung unter­
stcllt sind (SGF 864. 7.21) wird wie folgt geandert: 

Art. 8 

Die in Anwendung dieses Beschlusses getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

Art. 95. Der Beschluss vom 22. Weinmonat (Oktober) 1880 betreffend 
Anwendung der verschicdenen Gesctze über die Heiligung der Sonn- und 
Festtage (SGF 865.11) wird wic folgt geandcrt: 

Art. 12, 2. Satz (neu) 

... Das Strafvcrfahrensrecht ist anwendbar. 

Art. 96. Der Beschluss vom I O. Dezember 1985 über das Zuteilungs­
verfahren von auslandischen Arbeitskraften (SGF 866.2.12) wird wie folgt 
geandert: 

Art. 3 Abs. 2 

(aufgehoben) 

Art. 7. Bcschwcrdc 

Die Entscheide des kantonalen Arbeitsamtes sind mit Beschwerde 
an die Volkswirtschafts-, Verkehrs- und Energiedirektion anfecht­
bar: deren Entscheide konnen beim Staatsrat angefochten werden 
(Art. 4 des Ausführungsgesetzes vom 17. November 1933 zum 
Bundesgesetz vom 26. Marz 1931 über Aufenthalt und Niederlas­
sung der Auslander). 

Art. 97. Das Reglement vom 22. Marz 1983 über die Berufslehre und 
die Lehrlingsprüfung für Landwirte (SG F 91 1.0.14) wird wie folgt gean­
dert: 

Art. 23a (neu). Rffhtsmittcl 

1 Die Prüfungsentscheide konnen mit einer schriftlichen und be­
gründeten Einsprache angefochten werden: diese ist innert fünf 
Tagen seit der Mitteilung des Entscheides an den Prüfungsleiter zu 
richten. 

2 Gegen den neuen Entscheid der Prüfungskommission kann innert 
zehn Tagen beim Landwirtschaftsdepartement Beschwerde geführt 
werden. Das Departement entscheidet unter Vorbehalt der Be­
schwerde an das Verwaltungsgericht. 
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Eidgenossischc 
Fàhigkeitsprü­
fung für Land­
wirtc 

Rapsanbau 

Vorbcugung 
der durch 
Wühlmause 
verursachtcn 
Schàdcn 

Art. 24. Den Lehrl'ertrag betre_f(ende Strei(/alle 
1 Strcitfallc zwischen den Vertragsparteien. die den Lehrvertrag 
betreffen, müssen dem LBG schriftlich mitgeteilt werden. Stellt der 
Streitfall die Weiterführung des Vertrages in Frage, so unterbreitet 
das LBG den Fall der Kommission. 

1 Solange der Streitfall nicht vor die Gewerbegerichtsbehôrde ge­
bracht worden ist, kann die Kommission versuchen, eine Einigung 
zwischen den Parteien zu erreichen. 

Art. 98. Das Reglcmenl vom 22. Marz 1983 über die eidgenôssische 
Fahigkcitsprüfung für Landwirte im Kanton Freiburg (SGF 911.0.1 S) wird 
wie folgt geandert: 

Art. 7 Abs. 4 

~ Personen, aufdie ein Ausstandsgrund im Sin ne des Gesetzes über 
die Verwaltungsrechtsptlege zutrifft, sowie frühere und derzeitige 
Arbeitgeber des Kandidatcn dürfen nicht ais Experten amten. 

Überschrift des VI. Abschnitts 

Rechtsmillcl 

Art. 17 

1 Die Prüfungsentscheide kônnen mit einer schriftlichen und be­
gründeten Einsprache angcfochten werden; diese ist innert fünf 
Tagen seit der Miltcilung des Entscheides an den Prüfungsleiter zu 
richten. 

~ Gegen den neuen Entscheid der Prüfungskommission kann innert 
zehn Tagen beim Landwirtschaftsdepartement Beschwerde geführt 
werden. Das Departement entscheidet unter Vorbehalt der Be­
schwerde an das Verwaltungsgericht. 

Art. 99. Der Beschluss vom 31. Marz 1987 betreffend den Rapsanbau 
(912.1.31) wird wie folgl geandert: 

Art. 5 Abs. 2 

(aufgehoben) 

Art. 100. Der Beschluss vom 1. Marz 1988 zur Vorbeugung der durch 
Wühlmause verursachten Schaden (SGF 912.5.41) wird wie folgt gean­
dert: 
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Art. 11. Besc/nl'crde 

1 Die in Anwendung dieses Beschlusses getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
ptlege anfechtbar. 



i Gegen Verfügungen des Dienstes kann beim Departement Be­
sehwerde geführt werden. 

Art. 101. Der Besehluss vom 6. April 1976 über den kantonalen milch- Milchwirtschafl 

wirtschaftlichen Kontroll- und Beratungsdienst (SG F 913.5.22) wird wie 
lolgt geandert: 

Art. l Abs. l Bst. h 

(aufgehoben) 

Art. 5 Abs. 7 

(aufgehoben) 

Art. 6. Besch1rerdeinsta11::: 

1 Das V erwaltungsgericht ist die kan tonale Beschwerdeinstanz im 
Sinne von Artikel 29 der Verordnung. 

i Es beurteilt Beschwerden gegen Entscheide. die naeh den Artikeln 
22. 23 und 24 der Verordnung getroffen wurden. 

1 Unter Vorbehalt der Bestimmungen des Bundesrechts bestimmt 
sich das Verfahren nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege. 

Art. l02. Der Beschluss vom 6. April 1976 über den Tarif der von der 
kantonalen Sanktions- und Rekurskommission für den milchwirtschaftli­
chen Kontroll- und Beratungsdienst zu erhebenden Gebühren (SGF 
913.5.26) wird wie lolgt geandert: 

Titel 

Beschluss über den Gebührentarif der Sanktionskommission des 
kantonalen milchwirtschaftlichen Kontroll- und Beratungsdien­
stes 

Art. l 

Die Sanktionskommission des kantonalen milchwirtschaftlichen 
Kontroll- und Beratungsdienstes erhebt für ihre Entscheide eine 
Gebühr von 20-300 Franken. die nach der Wichtigkeit der Ange­
legenheit und dem durch sie verursachten Arbeitsaufwand festge­
setzt wird. 
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Tierseuchen 

Bekàmpfung 
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krankheiten 

Viehhandel 

Boden verbes­
serungen 

Art. 103. Der Beschluss vom 9. Februar 1971 betreffend die Vollzie­
hung des Bundesgesetzes vom 1. Juli 1966 über die Bekampfung von 
Tierseuchen und der Verordnung vom 15. Dezember 1967 (SGF 
914.10.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 26 

Die in Anwendung dieses Beschlusses getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pllege anfechtbar. 

Art. 104. Der Beschluss vom 22. Mai 1962 betreffend die Massnahmen 
gegen die Bienenkrankheiten (SGF 914.14.31) wird wie folgt geandert: 

Art. 2 Bst. j 

[Der Kommissar hat folgende Aufgaben:] 

j) die Schatzung eines Bienenvolkes oder des vernichteten Mate­
rials im Auftrag des Landwirtschaftsdepartements in den Fal­
len, die in Artikel 14 vorgesehen sind. 

Art. 14 

Die Schatzung eines Bienenvolkes oder des vernichteten Materials 
durch den Bieneninspektor kann innert zehn Tagen seit der Mit­
teilung der Schatzung beim Landwirtschaftsdepartement beanstan­
det werden. 

Art. 105. Der Ausführungsbeschluss vom 24. Oktober 1938 zum Ge­
selz vom 2. Dezember 1899 über den Viehhandel (SGF 914.3.21) wird wie 
folgt geandert: 

Art. 14 

(aufgehoben) 

Art. 20a (neu) 

Die Entscheide, die in Anwendung des Konkordats und dieses 
Beschlusses getroffen wurden, sind mit Beschwerde gemass dem 
Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege anfechtbar. 

Art. 106. Die Ausführungsverordnung vom 9. April 1968 zum Gesetz 
vom 28. Juni 1960 über die Bodenverbesserungen (SGF 917.11) wird wie 
folgt geandert: 
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Art. 130-139 

(aufgehoben) 



Art. 107. Die Vollziehungsverordnung vom 2. November 1954 zum Forstgcsctzbuch 

Forstgesetzbuch des Kan tons Freiburg (SGF 921.11) wird wie folgt gean-
dert: 

Art. 34 Abs. 2, 1. Satz 

Der Ausdruck « Rekursrecht » wird durch « Beschwerderecht » er­
set::t. 

Art. 34 Abs. 2, 2. Satz 

(aufgehoben) 

Art. 47 Abs. 2 

2 Die Aufstellung der Kostenverteilung wird vor der Ausführung 
der Arbeiten offentlich aufgelegt und allen Interessierten unter 
Angabe der Einsprachefrist mitgeteilt. 

Art. 48. Rechtsmittel 

Die Rechtsmittel auf dem Gebiet der forstwirtschaftlichen Boden­
verbesserungen bestimmen sich nach dem Gesetz über die Boden­
verbesserungen. 

Art. 49 und 86 

(aufgehoben) 

Art. 108. Der Ausführungsbeschluss vom 5. Juli 1988 zum Jagdgesctz Jagd 

vom 7. Fcbruar 1951 (SGF 922.11) wird wic folgt geandert: 

Art. 2 Abs. 3 (neu) 

1 (ncu) Gegcn Patcntentscheide der Oberamtcr kann bei der Direk­
tion des Innern und der Landwirtschaft Beschwerde geführt wer­
den. 

Art. 109. Das Rcglement vom 5. Juli 1988 über die Fahigkeitsprüfung 
für Jager (SG F 922.12) wird wie folgt geandert: 

Art. 16 

Die von der Direktion bcstatigten Entschcide der Prüfungskom­
mission sowie diejenigen der Abteilung sind mit Beschwerde 
gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechtsptlege anfechtbar. 

Art. 110. Der Beschluss vom 18. Februar 1980 zum Vollzug des Geset­
zes vom 15. Mai 1979 über die Fischerei betreffend die Ausübung der 
Patentfischerei (SGF 923.12) wird wie folgt geandert: 

Art. 5 Abs. 3 (neu) 

1 (neu) Gegen Patententscheide kann bei der Direktion des lnnern 
und der Landwirtschaft Beschwerde geführt werden. 
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Art. 111. Die Vollziehungsverordnung vom 17. Februar 1959 zum 
Gesetz über die Handelspolizei (SGF 940.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 13 Abs. 3, 2. Satz 

(aufgehoben) 

Absehnitt Ilfbis (neu). Rechtsmittel 

Art. 73a 

Die in Anwendung dieser Verordnung getrotTenen Entseheide sind 
mit Besehwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

Art. 80 Abs. 3 (neu) 

J (neu) Das Strafverfahrensrecht ist anwendbar. 

Art. 112. Der Beschluss vom 20. September 1946 betretTend die Kol-
lekten (SGF 940.72) wird wie folgt geandert: 

Art. 13. Beschwffde 

Die in Anwendung dieses Beschlusses getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
ptlege anfechtbar. 

Art.113. Der Beschluss vom 7. Juni 1982 zum Vollzug des Bundesge­
setzes vom 25. Marz 1977 über explosionsgefahrliche Staffe (SGF 
947.7.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 1 O. Besch Wffde 

Die in Anwendung dieses Beschlusses getrotTenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

Art. 114. Das Ausführungsreglement vom 12. Marz 1991 zum Gesetz 
vom 20. September 1990 über den Tourismus (SGF 951.11) wird wie folgt 
geandert: 

Art. 53. Auss/and 

Die Mitglieder des Ausschusses müssen in den Fallen, die im 
Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege vorgesehen sind, in den 
Ausstand treten. 

Art. 115. Das Ausführungsreglement vom 20. Mai 1974 zum Gesetz 
vom 21. November 1972 über die otTentlichen Gaststatten, den Tanz und 
den Getrankehandel (SGF 952.11) wird wie folgt geandert: 
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Art. 41 Abs. 3, 51 Abs. 2 und 56 Abs. 4 

(aufgehoben) 



Art. 116. Das Ausführungsreglement vom 27. November 1978 zum Filmwesen 

Gesetz vom 15. November 1977 über das Filmwesen und das Theater und Theatcr 

(SGF 953.11) wird wie folgt geandert: 

Art. 32. Rel-dame 

Ohne naheren Hinweis im Entscheid des Prasidenten. der Korn­
mission oder der Beschwerdeinstanz darf für Minderjahrige. die 
das Zulassungsalter zur Yorstellung nicht erreicht haben. keine 
Reklame mit Plakaten. Fotografien oder Yorfilmen gemacht wer­
den. 

Art. 117. Der Beschluss vom 19. Dezember 1972 betreffend die Lotte­
rien. Tombolas. Lottos und andere offentliche Glücksspiele (SGF 958.11) 
wird wic folgt geandert: 

Art. 13 

Die Entscheide des Oberamtmanns sind mit Beschwerde gcmass 
dem Gesetz über die Ycrwaltungsrechtspflege anfcchtbar. 

Louerien. 
Tombolas 
und Louos 

Art. 118. 1 Dieser Beschluss tritt gleichzeitig mit dcm Gesetz über die Schlussbcs1im­

Organisation des Yerwaltungsgerichts (YGOG). dem Gesetz über die Ver- mung 

waltungsrechtspflegc (YRG) und dcm Gesetz zur Anpassung der kantona-
lcn Gesetzgebung an das VGOG und an das VRG in Kraft. 

~ Er ist im Amtsblatt zu veroffentlichen. in die amtliche Gesetzessamm­
lung aufzunchmcn und im Sonderdruck hcrauszugeben. 

Also bcschlossen vom Staatsrat. zu Frciburg. am 3. Dezember 1991. 

Der Prasidcnt: Der Kanzler: 

E. GREMAUD R. AEBISCHER 
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